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seitigen Beziehungen (auch wWenn gehend fehlen? Kardinal arty Zu moraliscfien Fragen öftentlich
diese nıcht gänzlich vermıeden wWer- brachte ıne doppelte orge ZU Stellung nehmen: ZUur Pornographie
den können). Die Kirche musse 1in Ausdruck: einerseits mMuUsse die Kirche (63 0/9), Zur Abtreibung un ZUr Ge-
ıhrem Verhältnis Zur staatlıchen iıhre Freiheit jedweder Gewalt un: burtenregelung (44 0/9); ZU Kriıeg,
Autorität einen Stil finden, allen Gruppilerungen gegenüber be- VOT allem ZUuU Vietnamkrieg (62 °/0)
der S1e als Dıienerin der Menschen wahren, anderseits soll un mu{fß S1e ıne aktive gewerkschaftliche Tätıg-
transparent werden aßt Auch Wenn mMI1It der Botschaft des Evangeliums eıt der Priester wird VO  3 41 0/9 der
S1e als Instiıtution Mi1t einem „gZeW1S- überall prasent se1ın und den Mut Befragten (gegen 39 0/0) abgelehnt.
SCH Gewicht“ auftritt, versteht S1e haben, eINZ1g und allein dessen For- Noch wenıger sollten diese 1mM eigent-
sıch, betont der Erzbischof, nıcht derungen verkündigen. Es gehe lıchen Sınne politisch aktıv werden
als „Macht“ Er sprach seıine Bereıt- darum, die „Welt der Politik 60%/0) Vor allem Wahlen

evangelisieren, nıcht aber, SZE für sıchschaft einem oftenen persönlıchen (67 0/0) un Streiks (61 9/0) sollten
Dialog mMi1ıt den Politikern ZUS. Se1- auszunutzen“. Das Evangelium 1St Priester un: Bischöfe iıcht Stellung
NCN Sınn sah darın, die Politiker für den Kardınal nıcht neutral. Die nehmen. Immerhin sprachen sıch
un: iıhr Handeln bzw ihre Entschei- Kirche hat VOTL allem die Stimme .der

Ärmsten der Armen seiın un: der
44 0/9 für Erklärungen der ırche

dungen MI1t den Forderungen des ZUr allgemeinen gesellschaftlichen
Evangelıums konfrontieren. Die Wahrheit der Verhältnisse die- Entwicklung AUs. Insgesamt alßt sıch
Kirche habe dabei immer noch ıne NCNN. Vor allem bedürfe der pCI- eine Tendenz ZU stärkeren gesell-

der„gewısse Furcht VOT dem Politischen“ sönlichen Beziehungen zwiıschen Po- schaftskritischen ngagement
überwinden, die historisch be- litikern und kirchlichen Persönlich- Kirche AUS den Antworten heraus-

dingt sCc1 ıne weıtere rage keıten. lesen (vgl Sa Cro1x“ Z
wünschte der Kardıinal klären Autschlußreich für diese rage sind Wıird C5, bevor den Biıschöfen gC-
mıiıt welcher Kompetenz kann die auch die Ergebnisse eıner reprasen- lingt, einem Modus vivendiı
Kirche in diesem Dialog sprechen, atıven Meıinungsumfrage den 1mM Verhältnis Z Staat finden,
da ıhr Ja die tfür die Beurteilung einer französıschen Katholiken ber das einem oftenen Konflikt zwischen

Verhältnis VO  $ Kirche un Staatbestimmten polıtischen Entscheidung beiden kommen? Ausgeschlossen 1St
ertorderlichen Informationen weılt- Danach soll die Kırche vorwiegend nıcht.

orgaänge und Entwicklungen
Der Rechtsschutz des zuerdenden Lebens
Zur Abtreibungsdiskussion in der Bundesrepublik
ber Abtreibung wiırd gegenwärtig ıcht L1LLUr in Deutsch- achten eınes dreiköpfigen Ärztekollegiums. (Zum „Projet
and gesprochen, geschrieben un: mıiıt den unterschiedlich- Peyret” vgl „Le Monde“ VO 1970 un die „Ca-
sten Argumenten gestritten. Das Thema ISt weltweit mC=- hiers Laennec“, arz A 5 ff.) ogar in Italien be-
worden schon seIit 1968, als INa  z} 1n England un 1ın ver- ginnt Jetzt; nachdem der Streıt über die Einführung der
schiedenen Bundesstaaten der USA ıne weitgehende 18 Ehescheidung fürs (bis TAN T: Durchführung eines Re-
galisierung des Schwangerschaftsabbruchs durchzusetzen ferendums) überstanden 1St;, ine ampagne tür eine be-
begann. Sıe hat ıhren Niederschlag auch 1n einıgen AS1atı- ZgrenNzte strafrechtliche Freigabe des Schwangerschaftsab-
schen Ländern gefunden (Japan, Korea). Sıe 1St 1M skan- bruchs Der neugebildeten holländischen Regierungskoa-
dinavischen Rechtskreis Neu aufgelebt, als in Dänemark lıtion, die in der Hauptsache VO  a kontessionellen Parteıen
1969 das Abtreibungsstrafrecht weıter „liberalısiert“ wiırd, wiıird die Absicht zugesprochen, als ıne
wurde. Sıe hat inzwiıschen aut den romanıschen Bereich der ersten Gesetzesinıitiativen einen Entwurf ZUr Legalı-
übergegriffen. In Frankreich steht ine Gesetzesänderung sıerung des Schwangerschaftsabbruchts einzubringen. In
bevor, über die se1it Herbst vorıgen Jahres heftig debat- Belgien laufen parallele Bestrebungen.
tiert wird. Bisher War LLUTr die 5S0Os therapeutische bzw In Osterreich un der Schweiz laufen Ühnliche ampagnen
muütterliche Indikation straffrei, „Wenn ıne solche Inter- W1e€e 1in der Bundesrepublik. In ÖOsterreıch, bisher w1ıe in
vention das einzıge Miıttel 1St, das Leben der Mutter der Bundesrepublik der Schwangerschaftsabbruch in jedem

retten .  “ Der Jetzt diskutierte Gesetzesentwurf, das SO$-. Fall (mıt Ausnahme der mütterlichen Indikation)
„Projet Peyret” (nach dem gleichnamıgen gaullistischen Strafe stand $ 144 des Ost Strafgesetzes), sieht der Re-
Abgeordneten 1ın der Nationalversammlung), sieht ıne gijerungsentwurft, der ursprünglıch 1mM Maı dem Parla-
Erweıterung der Straffreiheit 1in drei Fällen VOTLT': die INe- INent 1M Zuge der „großen Strafrechtsreform“ hätte VOILI-
dizinische Indiıkation 1mM weıteren Sınne („wenn durch gelegt werden ollen, die ethische un: eugenische
die Schwangerschaft das Leben der Mutter unmiıttelbar Argumente erweıterte medizinısche Indikation VOTVT. In
oder durch mehr oder wen1ger ferne Komplikationen be- der Schweıiz, bereits seit 1937 die medizinische Indıi-
droht wird“); die eugenische Indikation („wenn AaNeTt- katıon 1mM weıteren Sınne freigegeben ist, 99 ıne ıcht
kannt ist, daß sıch ıne unheilbare Mißbildung des anders a1abwendbare Lebensgefahr oder große Gefahr dau-
Embryos ernden schweren Schadens der Gesundheit VO derMI1t schweren körperlichen oder geistigen
Schäden handelt“); die ethische Indikation „wenn die Schwangeren abzuwenden“ (Art 120 des EStGB), teN-

Schwangerschaft die Folge eınes kriminellen Aktes oder diert ıne Volksinitiative einer Erweıterung des Indıi-
eıner Gewalttat ist“). Voraussetzung 1St jeweils das Gut- kationskatalogs.
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Die verschiedenen Tendenzen zuzuneigen, die 1im Sınne der Definition der Weltgesund-
heitsorganisation Faktoren des körperlichen, SCC-

In der Bundesrepublik rollte ıne Welle der Diskus- liıschen und soz1ıalen Wohlbefindens einschließt (vgl Ver-
S10N d als 1m Frühjahr 1970 der SO „Alternativentwurf schiedene Außerungen VO  - CDU/CSU-Abgeordneten
ınes Strafgesetzbuches“ mıiıt den Abschnitten über die nach epd, 29 7/1) Die klare Gegenposıtion bıldet die
„Straftaten das werdende Leben“ publiziert wurde. FDP, die als einz1ıge Fraktion deutlich erkennen 5C-
Dıie zweıte, lebhaftere un breitere Welle setzte sıch 1n geben hat, W1€e nach ıhrer Meınung ine künftige Lösung
Bewegung, als 1mM Zuge der Vorbereitung eines Entwurftfs aussehen oll Sıe tolgt weitgehend dem Mehrheitsent-
ZU; Fünften Strafrechtsänderungsgesetz sıch Tenden- wurf der Alternativprofessoren: Freigabe des Schwanger-
zen für ıne Änderung des 218 in den verantwortlichen schaftsabbruchs (durch einen Ärzt oder durch die Schwan-
politischen Gremıien abzeichneten un: die verschiedenen SCIC selbst) während des ersten Monats; generelle Freigabe
ampagnen teıls ur ıne weıtgehende Einschränkung der auch während des Zzweıten un! dritten Monats, wenn die
Strafbarkeit, teils für ıne völlige Freigabe des Schwan- Schwangere vorher wne Beratungsstelle aufgesucht hat
gerschaftsabbruchs einsetzten. Auf diese ampagnen und ausnahmsweise Freigabe (ım Falle der Getfahr für Leib
die emotional überladene Diskussion br9.ud1t hier ıcht und Leben der Schwangeren un: 1m Falle eiıner schweren
eingegangen werden: der Leser weiß AUS anderen Pu- körperlichen Schädigung des Kındes) nach dem dritten
blikationen darüber reichlich Bescheid. Hıer interessieren Schwangerschaftsmonat. In der SPD gehen die Meınun-
in erster Linıie Fakten. SCIHl auseinander (vermutlich iıcht wenıger stark als ın
Zunächst kann das ıne Faktum ıcht übersehen werden: der Grundsätzliche und taktıische Bedenken
Nirgends glaubt INan 1M Ernst 1ne ersatzlose Stre1i- spielen dabe;i ine Rolle Die Meinungsverschiedenheiten
chung des Paragraphen 218, auch bei denen nicht, die s1e verteılen sıch auf die vorhin SENANNTEN beiden Modelle.
in Selbstanzeigen un Straßenaktionen ordern. ıne ıne Rıchtung tolgt ebenfalls dem Alternativ-Ent-
völlıge Freigabe des Schwangerschaftsabbruchs hat bis- wurf: also yenerelle Straffreiheit während der ersten
her auch noch 1n keinem Lande gvegeben. ber die Ten- drei Monate den gENANNTEN Bedingungen. ıne
denz ZUr Einschränkung der Strafbestimmungen scheint Z7weıte Rıchtung iın der SPD scheint aber einer erweıterten
sıch iın den etzten Jahren mehr un: mehr durchzusetzen. Fassung der medizinischen Indikation ohne generelle
rob gesprochen, geht dabe;i 209el verschiedene hri- Freigabe den Vorzug geben. Wenn INan dem Evange-
minalpolitische Modelle: Im einen Fall bleibt orund- lischen Pressedienst, der sıch in dieser rage sehr präa-
sätzlich beim Abtreibungsverbot; dafür wiıird ein Indika- Z1ise Information bemüht hat, glauben darf, hat die
tionenkatalog aufgestellt, der die Ausnahmen regelt. Vıer 7zweıte Rıchtung in etzter eıt Boden W (vgl
Indikationen stehen $ast allgemein ZUur Debatte: die medi- epd-Dokumentation, 71) Dabei sollen auch ZeW1sse
zınısche, die s101°4 ethische, die 505 eugenische un! die kirchliche nterventionen bzw Stellungnahmen disku-
soz1iale Indikation. Im zweıten Fall trıtt iINnan für eine tiıert und berücksichtigt worden se1n. Diese Sıtuation 1N-
generelle, aber fristengebundene Freigabe eIn. Das nerhalb der SPD dürfte Rücksicht aut den Koalıi-
Modell scheint bei unterschiedlicher Ausdehnung 1n den tiıonspartner und autf die eigenen Meınungsverschieden-

heıten nıcht ohne Einflu(ß auf den demnächst ar-zentraleuropäischen Ländern iın der Diskussion un: auf
jeden Fall ın den gesetzgebenden Gremien vorzuherrschen. tenden Leitlinienentwurf des Bundesjustizministeriums
Dem zweıten Modell tolgt aber (nach dem Muster einıger Jleiben. Die VO'  ; der Strafrechtsabteilung gegenwärtig
amerikanischer Bundesstaaten und skandinavischer Län- erarbeitete Fassung oll bereits im September dem Ka-
der), WwW1e€e bekannt, der Mehrheitsentwurf der „Alterna- binett zugeleitet werden, allerdings nıcht, W 1€e INa  -} Aaus

tıyprofessoren“, der praktisch ine generelle Freigabe für dem Mınısterium hört, als fertiger Entwurf, sondern ın
die ersten drei Schwangerschaftsmonate vorsieht: völlige OoOrm vorläufiger Leıitlinien, die VO Kabinett geprüft
Freigabe tfür den ersten Schwangerschaftsmonat, Freigabe werden ollen, bevor INnan eiınen endgültigen Entwurt
für den zweıten un: dritten Monat, WenNnn der Schwanger- vorlegt. ber se1ine eigenen Vorstellungen hüllt sıch das
schaftsabbruch VO]  3 einem Arzt durchgeführt wiırd un: Mınısteriıum bisher 1n Schweigen. Auftf den Alternativ-
die Betroftene vorher ıne Beratungsstelle aufgesucht hat Entwurf angesprochen, erhält INan immer noch die Aus-
(im einzelnen vgl Herder-Korrespondenz 24 Jhg., kunft, die Mınıister Jahn schon 1m Sommer 1970 gegeben
437) hat dieser werde als privates Papıer geprüft w1ıe andere
Da letztlich aer Gesetzgeber entscheidet, interessiert Unterlagen, dıe dem inısterıum vorliegen. Jüngste Mel-
nächst das Verhalten der Parteıien. Be1 allen Partei:en des dungen besagen, da{fß der Entwurt auf die Erweıterung
Bundestages herrscht, sSOWeılt INa  w} sıeht, Übereinstim- des Indikationenkatalogs bis einschließlich der eugen1-
INUNg, daß die Jjetzıgen Strafbestimmungen ($$ 218—220), schen (genetischen) Indikation hinausläuft.
sowohl W as die Strafbarkeit w 1e€e das Stratmaß betrifit,
einer Revısıon bedürfen. In den beiden großen Parteıen Soztalpolitische Gesichtspunkte sınd wichtig .bzw Fraktionen des Bundestages 1St INa  3 noch keiner
abschließenden Meinungsbildung gekommen, doch sind ıcht übersehen ISt eın anderes Faktum: die demosko-
verschiedene Tendenzen erkennen. Innerhalb der DU/ pisch erfragte „Offentliche Meınung“. Die VO  —$ Allensbach
CSU wırd ıne (auch zeıitlich begrenzte) generelle rel- durchgeführte Umififrage vermuittelt allerdings 1Ur aller-
gyabe strikt abgelehnt. Diskutiert wiıird darüber, welche gröbste Eindrücke. Nach dieser Umirage sprachen sich
Indikationen als Ausnahmen eventuell zugelassen wWer- 469/0 tfür ıne Abschaffung des 218, 399/0 sprachen sıch
den sollen. Zur Debatte stehen aber ausschließlich die auch tür die Zukunft für eın grundsätzliıches Verbot Aaus,
medizinische un: die sSogenNannte ethische Indikation, wo- 15%/0 unentschieden. Die Männer sprachen sıch häu-
bei auch letztere nıcht VO allen akzeptiert wird. figer für eine Abschaffung AaUuSs 50%/0) als die Frauen
Manche Kreıise scheinen aber auch in der CDU/CSU eıner 41°%/0) Nach Altersgruppen die 16—29)jährigen
erweıterten Umschreibung der medizinıschen Indikation überwiegend für die Abschaffung (64%/0), bei den über
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Sechzigjähriıgen noch 259/ Bel aller Vorsicht aber die Hauptfrége aıird überspielt
ann INan AUS dieser Umfrage eines herauslesen: Die Be-
völkerung isSt 1in dieser rage ın siıch gespalten; das erklärt 1lle diese Fragen sind prüfen, un: 1St noch SCHNAUCI
die Emotionalität und zZUu Teil das geringe Nıveau der überlegen, Ww1e INa  - 1n der Praxıs der Diskussion und
Diskussion. Es zibt keine eindeutige Mehrheit ur ine iıcht NUur in theoretischen Abhandlungen 7zwischen kri-
weitgehende Lockerung der Strafbestimmungen, aber minalpolitischer, rechtsethischer un! moraltheologischer
einen offensichtlich zunehmenden TIrend, der sıch nıcht Argumentatıon unterscheidet. In der Praxıs leiben alle
NUr demoskopisch, sondern internatıional in der Gesetz- diese Unterscheidungen oft WCS ber S1e dürfen nıcht
gebung niederschlägt. Das bedeutet, da{fß die rage akuter über das Hauptproblem hinwegtäuschen, ob und wıieweılt
wird und auch nach eiıner Revısıon der gegenwärtigen die Verfechter einer weıtgehenden „Liberalisierung“ der
Strafbestimmungen höchst aktuell leiben wird. Fuür die Strafgesetzgebung den Rechtsschutz werdenden Lebens
Kirchen wırd dann die Dıskussion allerwenigsten VOI- überhaupt wünschen und, sOWweıt sıe ıh WwW1e die Alter-
bei se1n. natıyprofessoren 1n der Theorie tordern, auch 1n der
Was zeichnet sıch ab? Zunächst ine besorgniserregende Praxıs nachdrücklich wollen bzw durchzusetzen geden-
Änderung ın der Einstellung ZUu zwerdenden Leben Dar- ken Diese rage 1St. Politiker, Juristen un: Ärzte in
über können keine noch bedenkenswerten sozialpoliti- gleicher Weıse gerichtet. Unter letzteren scheinen sıch
schen und rechtspolitischen Argumente hinwegtäuschen. übrıgens noch, un: WAar internatıional, die meılsten Geg-
Jeder wiırd begrüßen, dafß INan in der gegenwärtigen 1er elnes erweıterten Indikationenkatalogs oder eiıner
Diskussion nıcht mehr dem bloß formalen Schutz WEeI- völligen, W C111 auch zeitlich begrenzten Freigabe
denden Lebens hängenbleıbt, sondern andere Rechts- und finden
Sozialgüter estärker MIt einbezieht. Der Kirche wırd nıcht Man betont die Unwirksamkeit der gegenwaärtıgen Ge-

Unrecht der Vorwurt gemacht, S1€e verlange War - setzgebung, die die Zahl der Abtreibungen nıcht vermın-
eingeschränkten Rechtsschutz tür das werdende Leben, S1€e dere un: die Frauen, die abtreiben, in die Ilegalität
mache sıch aber die Lebensverhältnisse der Betrof- treibe un: S1e Kurpfuschern auslietere. Man beruft sıch
fenen, der Müuültter und der Kinder, wenıger Sorgen auf die „Verlogenheit der gegenwärtigen Gesetzgebung“.
und diskrimıinıere beispielsweise unehelich Geborene Man verlangt nach Abwägung 1mM Falle konkurrierender
1ın ihrer eigenen Gesetzgebung. In der Kirche zibt Rechtsgüter (hier das werdende Leben Ort der Schutz

da noch ein1ıges umzudenken. Der Muüunsteraner Kır- des Wohlbefindens der Frau, der Famılıie, des künftigen
chenrechtler Hermann hat das Problem Eerst Jüngst in Kindes). ber siınd diese Argumente alle stichhaltig?
„Publik“ (9 7/1) gestellt un 1ne gründliche ber- Man führt Z ahlen ıllegaler Abtreibungen A wobei Be-
prüfung des kirchlichen Unehelichenrechts gefordert: ftürworter und Gegner einer strafrechtlichen Lockerung
„Prinzıpien, gerechtfertigt S1e 1M einzelnen auch se1ın MmM1t Abrundungen nıcht pingelig umgehen: einmal sind
mOögen, helfen nıcht viel; eın Kehren VOT remden Türen 400 000, einmal 500 000, einmal 8OO 000, eın andermal
schon Sal nıcht: Ian kann auch 1n dieser rage den schwar- O 1,2 Millionen. Fın jeder ann sıch wählen, w a4s

Zen DPeter nıcht huldvaoll dem Staat zuschieben, der dann gerade ZUur Abschreckung braucht. Was WIr wıssen, ist
exklusiv die praktischen Folgen kirchlicher Prinzıipien- aber NUur, da{(ß zuverlässıge Schätzungen nıcht möglıch

tragen hätte. Vielmehr wiıird INa  —$ echt die sind, daß aber immer wieder eindeutig nach oben u  .  ber-
Glaubwürdigkeit der Kırche dem INCSSCHR, W 4as ‚1N- trieben wiırd. In ıhrer Antwort auf iıne Anfrage der
ternem‘ Minderheitenschutz wurde un: wiıird.“ CDU/CSU-Fraktion VO Anfang April dieses Jahres
In der Kırche haben WIr uns auch noch abzugewöhnen, konnte die Bundesregierung 1mM wesentlichen keine
alle, auch besonders grundlegende sıttlıche Forderungen deren Zahlenverhältnisse vorweısen, als WwIr s$1e 1in UNSC-

primär durch das Strafgesetz schützen lassen. FEın noch CN Bericht über den Alternativ-Entwurf wiedergegeben
lückenloses Gesetz hilft nıcht weıter, wenn ıhm die —- hatten (vgl Herder-Korrespondenz 24 Jhg., 439)

7ialen Verhältnisse über den Kopf gewachsen sind, wenn Man 111 die Zahl der llegalen Abtreibungen einschrän-
kriminalpolitisch unwirksam geworden ISt Gerade ben Erste Erfahrungsberichte eLtw2 Aus den amerıikanı-

dieser Argumentatıon findet INa  - auf katholischer Seıte schen Bundesstaaten, die die Strafrechtsbestimmungen
wen1g nützlıche Gegenargumente, während inNna  ; ECValNlsSC- weıtesten gelockert haben, verweısen aber auf das
lischerseits da un dort die Argumentatıon der anderen eNOTrTMe AÄnsteıgen der legalen, glauben jedoch nıcht

ungeprüft übernimmt. Dem sittliıchen Nıveau einer ıne Abnahme der illegalen Aborte. Man beruft sich nıcht
Gesellschaft ware  a nıcht geholfen, W el Fragen grund- Unrecht auf die „soz1ale Ungerechtigkeit“ der (esetz-
legender sittlicher Verantwortung VOTL allem strafrecht- gebung, weiıl sıch den Vermögenden ohne große Um:-
lıch katalogisiert würden. Die Kırche näiähme celbst hre stände der Weg 1NSs Ausland anbietet un: NnUu.  \a die Ärmeren
sıttliche Verantwortung nıcht wahr, WeNlnl S1e 1Ur für die Schärte des (jesetzes oder den Zwang der Illegalıtät
iıne möglichst lückenlose Gesetzgebung kämpfte, ohne spüren bekommen. ber wer die gegenwärtigen Kam-
sıch über die Wirksamkeit der Gesetzgebung 1M Sınne Pagnen un: Streitgespräche den DE beobachtet,
eines effizienten Rechtsschutzes Gedanken machen. hat nıcht den Eindruck, werde LUr sozjale Un-
Sıe mu{fß selbst das Wagnıs eingehen, 1n erster Linıe durch gerechtigkeit, unwirksame un: verlogene (jesetze

un: für ıne vernünftige Abwägung konkurrierenderGewissensbildung das sittliche Bewußtsein schärten.
Sıe mu{fß sıch auch die Nuancıerungen kümmern, dıe Rechtsgüter gekämpftt. Dıie Sprache verräat oft mehr, als
für ıne moraltheologische bzw ethische Beurteilung das Argument bieten ermMa$s. Und diese Sprache

scheint oft wenıger den gENANNTIECN Argumenten orıen-gelten (vgl Ruff, Individualität und Personalıität 1im
embryonalen Werden, „ Theologıie und Philosophie“, tiert seın als der Forderung nach möglichst totaler
Heft 1970, 24 ff neuesStTeENS auch Rotter, Dıie Geılist- Selbstbestimmung über die Austragung oder Nıchtaus-

tragung des Kindes. Man macht AaUus dem Eınsatz für iınebeseelung 1mM Werden des Menschen, „Zeıtschrift für
katholische Theologie“, Heft DA 168 —181 Anpassung der Gesetzgebung, deren Sınn ıcht be-
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streıten iSt, ein oft recht makaberes Fanal für die MAan- gyinnende Leben vernichtet, 1St Tötung werdenden Lebens.
zıpatıon der Frayu. Die Abwägung konkurrierender Selbst wenn Staat un: Gesellschaft einen Schwanger-
Rechtsgüter wırd dann allzu schnell abgebogen auf das schaftsabbruch zulassen, wird dadurch Mann un! Tau
„Recht aut den eıgenen Körper“”, bei noch wenıger Sen- die eigene Verantwortung nıcht abgenommen“ (EKD-
siblen auf das „Recht aut den eigenen Bauch“ der mMan Denkschrift Fragen der Sexualität). Darın sind sıch
argumentıiert mI1t humanıtirem un: soz1alem Anspruch, die Kirchen ein1g. ber S1e sınd gespalten in den Fol-
die Entscheidung se1 alleın der Trau überlassen (selbst- 9 die daraus ziehen sınd. Die gemeinsame
verständlich be] ausreichender medizinischer Beratung); Denkschrift (SDas (Gesetz des Staates un die sittlıche
ein unerwünschtes ınd dürfe nıcht geben, Ordnung“) War auf schmaler Basıs vertafßt. Sıe
die Folgen. Solche Hınvweise kommen nıcht ımmer AZUus$s schaffte ıcht Gemeinsamkeit, sondern machte die Ge-
dem Stralßenjargon, der Sache nach liest INa  3 sS1e auch be] gensatze innerhalb, aber noch mehr zwischen den Kirchen
Politikern, Rıchtern, Medizinern. Man vergleiche dazu deutlicher siıchtbar (vgl Herder-Korrespondenz ds Jhg.,
als ıne noch milde un: „qualifizierte“ AÄußerung 570 86  - und 258) In der evangelıschen Kırche
vielen den Beıtrag VO  3 Bundesrichter Woösner 1mM Kirche zibt starke Kräfte, die für ıne weitgehende
„Spiegel“ (19 ZU) Auf der eiınen Seıite stellt fest: Lockerung der Gesetzgebung (Erweiıterung des Indika-
„Fürsorge für werdendes Leben verwirklicht das biolo- tionenkatalogs oder zeıitlich befristete volle Freigabe) eiIn-
yische (sesetz der Arterhaltung (!), das für alle Lebewe- treten Mancher EKD-Synodale auft dem Bundesjustizmi-
sen gilt Schwangerschaftsabbruch verneıint 1n krasser nıster voraus. Die amtlichen katholischen Stellungnahmen
orm Achtung auch VOT dem Lebenskeimling gebietet, gehen über die Zulassung der „mütterlichen“ Indikation
hıer 1mM Grundsatz ıne Schranke errichten. Wer ZeEU nıcht hinaus. Diese Gegensätzlichkeit wırd INan angesichts
mu{l WI1ssen, daß i1ne Verantwortlichkeit €  ‘9 ZUS der der akuten Notwendigkeıit eiıner Gewissensschärfung der
ihn die Gemeinschaft iın ıhrer gegenwärtigen Struktur Christen ın dieser rage bedauern. Vielleicht verhilft S1e
nıcht ohne weıteres entlassen kann.“ ber 1St eben jedoch einer gemeiınsamen Vertietung der rage, W1e der
doch NUr die Gemeinschaft iın iıhrer gegenwärtigen Struk- Schutz werdenden Lebens als sittliches Gebot kom-
Cur, nıcht der Schutz des werdenden Lebens. SO bleibt mender strafrechtlicher Lockerung differenzierter, aber —
etzten Endes NUur eın z Begriff VO  — „Sozialschad- gleich konsequenter 1M Bewußtsein auch des Kırchen-
iıchkeit“ ohne klare ethische Fundierung als alleiniges volkes verankert werden kann.
Krıterium für die stratrechrtliche Regelung. Es dürfte aber Vielleicht würde dies erleichtert, wenn INan aut evangeli-
schwier1g se1nN, allein and dieses Kriteriums Kindes- scher Seite nıcht 1Ur die „Verlogenheit der augenblicklichen
tötung oder ıne breit angewandte Euthanasie stratrecht- Praxıs“ (vgl die Erklärung der Regionalsynode Berlin-
lich begründen und wiırksam unterbinden. Das VWest VO 20 Junı, epd-Dokumentation, 7/1) 1NSs
Mınımum sıttlicher Überzeugung der Gesellschaft, Auge taßt, sondern auch die Zwiespältigkeiten der Öf-
dem sıch jedermann N bekennt, wırd für viele allzu tentlichen Propaganda redlich autfarbeitet. Auf katholi-
schnell brüchig, WeNn Idole dieser Gesellschaft, w1e durch scher Seıte LUut INa  } sıch noch schwer, echt und ıttlich-
die Aktion des „Stern geschehen, sıch ZAUN Bruch des Ge- eıt nıcht 1Ur 1m Zusammenhang sehen, sondern in
setzes bekennen. urch Propaganda weıdlich ausgenutzt, der Praxıs unterscheiden. ıne größere Flexibilität
sSeLZeEeNnN sS1e selbst Normen, wenıger für die strafrechtliche durch ıne ANSCMESSCNEC Würdigung kriminalpolitischer
Diskussion als für das sıttliche Bewulßstsein, das sıch Elemente scheint sıch allerdings anzubahnen (vgl die Er-
entlasten un: rechtfertigen sucht. klärung des Kommissarıats der deutschen Bischöfe ds

Heft, 405) Dıie Kirchen hätten allen Grund einer
Dıie Kirchen sind UNELINS gemeınsamen Meinungsbildung und gemeinsamen Vor-

schlägen den Gesetzgeber, damıiıt durch Um-
schreibung straffreier Indikationen der Mifßbrauch künft-Die Kirchen stellen demgegenüber den Respekt VOT dem

Leben als Leitnorm OTausSs?: „Jede Eingrift, der das be- tıger Gesetze ıcht vergrößert, sondern verringert wırd.

Dıie Krıtik Grundgesetz der Kirche geht zwueıter
Überprüft die Kodex-Kommission iıhre Position?

Die ersten Kritiken vierten Entwurf eınes Grund- sıch die französischen Theologen 1Ur schwach daran be-
der Kirche über die 1er bereits berichtet teiligten. ıne eigene Erklärung verftaßten zahlreıiche

wurde (vgl Herder-Korrespondenz Jhg., 273 bıs iıtalienısche Theologen und Laıen, die Juni 1971 in
276), haben sıch ın etzter eıt vervielfacht un VeEeI- Bologna einem VO  3 der Assocı1azıone Teologica Kta-
chärft Sıe lieben aber vornehmlich auf den deutsch- lıana und der Assocı1azıone Per lo Sviluppo delle scl1enze
sprachigen Raum und auf Italıen beschränkt, S1e 1M relig10se veranstalteten Studientreften zusammengekom-
Gegensatz eLIwa2 Z Frankreıich O  d die Spalten VO  — Tas iInen Warcen, über das Projekt der LEF disku-
FCS- und Wochenzeitungen üullten. Dies Waren auch dıe tıeren.
einzigen Länder, 1n denen der Wortlaut (vgl Herder- Dıie Bischöfe selbst hielten sıch bis Jetzt zurück. In Frank-
Korrespondenz ds Jhg., 239 f.) veröftentlicht wurde. reich und Deutschland beschlossen s1e, sıch nach Konsulta-
Von seıten der Theologen gyab ıne Stellungnahme AUuS$S t10N miıt Fachleuten NUur kollektiv erklären. Kardinal
Deutschland, der sıch bisher 270 Kollegen Aaus dem Döpfner egrüßte das „OÖffentliche Interesse dieser wich-
Ausland (Osterreich, Schweıiz, Nıederlande, Belgien, tıgen Mafßnahme des kırchlichen Lebens“ un plädierte tür
Frankreich und Spanıen) anschlossen. Es fällt auf, da ıne rechtzeıitige Bekanntgabe solcher Entwürte. Er wandte
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